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Der Bundesminister für Verkehr 
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Bonn, den 5. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Transport gefährlicher Flüssigkeiten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
- Drucksache VI/ 1052 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. a) Nachdem im Landkreis Wegscheid ein Tankanhänger mit 
2000 Liter hochgiftigem, flüssigem Schädlingsbekämpfungs- 
mittel von der Straße abgekommen und völlig ausgelaufen 
ist, stellt sich erneut die Frage, wie weit die seit Jahren 
laufenden Vorarbeiten für Sicherheitsbestimmungen für 
Tankfahrzeuge gediehen sind? 

b) Läßt der technische Fortschritt nicht den Bau von Tankfahr- 
zeugen - z. B. mit geschützten Stutzen und Ventilen - zu, die 
wenigstens bei leichten Unfällen nicht auslaufen? 


Eine geschlossene Regelung über die Beförderung gefährlicher 
Güter, einschließlich gefährlicher Flüssigkeiten, gibt es für den 
grenzüberschreitenden Verkehr. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist seit dem 1. Januar 1970 Vertragsstaat des Europäischen 
Übereinkommens über die internationale Beförderung gefähr- 
licher Güter auf der Straße (ADR). Die anderen Vertragsstaaten 
sind das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland, 
die Niederlande, Belgien, Frankreich, Italien und Portugal. 
Weitere europäische Staaten werden in Kürze den Vertrag 
ratifizieren oder ihm beitreten. 

Dieser einheitlichen und umfassenden internationalen Regelung 
standen für die innerstaatliche Beförderung gefährlicher Güter, 
einschließlich gefährlicher Gase und Flüssigkeiten, bisher ge- 
genüber: 

a) Verordnung über ortsbewegliche Behälter und über Füll- 
anlagen für Druckgase vom 20. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 730). 
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b) Verordnung über die Errichtung und den Betrieb von An- 
lagen, zur Lagerung, Abfüllung und Beförderung brennbarer 
Flüssigkeiten zu Lande (Verordnung über brennbare Flüs- 
sigkeiten - VbF) in der Fassung vom 5. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 689). 

c) Die bundes- und landesrechtlichen Vorschriften über die 
Beförderung explosionsgefährlicher Stoffe. 

d) Die atomrechtlichen Vorschriften u. a. betreffend die Beför- 
derung radioaktiver Stoffe. 

Eine zusammenfassende Regelung über die (innerstaatliche) 
Beförderung gefährlicher Güter nach dem Vorbild des ADR 
wird vorbereitet. 

Die sich häufenden Unfälle von Tankwagen mit gefährlichen 
Gütern zwingen aber zu besonderen, energischen Vorweg- 
maßnahmen. Diese wurden durch die Verordnung über den 
Schutz vor Schäden durch die Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße vom 23. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1133) 
getroffen. Ab 1. September 1970 dürfen sehr gefährliche Güter 
nur noch mit besonderer Erlaubnis auf der Straße befördert 
werden. Bei extrem gefährlichen Gütern, zu denen auch die 
Mittel der Schädlingsbekämpfung mit sehr giftiger Wirkung 
wie die organischen Phosphorverbindungen zählen, wird die 
Erlaubnis nicht erteilt, wenn diese auf der Schiene oder dem 
Wasser befördert werden können. Bei einer Beförderung auf 
der Straße dürfen nur Tankfahrzeuge verwendet werden, die 
über die allgemein geltenden Bau- und Ausrüstungsvorschriften 
hinaus technisch so ausgerüstet sind, daß auch bei Auffahr- 
unfällen, beim Abkommen von der Fahrbahn und Umkippen 
sowie bei anderen Unfällen, mit denen im Straßenverkehr zu 
rechnen ist, das gefährliche Gut nicht frei wird. Soweit vor 
allem ältere Fahrzeuge diesen technischen Anforderungen nicht 
voll entsprechen, müssen zum Ausgleich geeignete verkehrs- 
mäßige Auflagen erteilt werden. 

Die Verordnung vom 23. Juli 1970 hat gleichzeitig die Lücke 
geschlossen, die bisher noch bei den Bau- und Ausrüstungs- 
vorschriften für Tankfahrzeuge bestand, soweit es sich um die 
Beförderung von giftigen Flüssigkeiten und Säuren ohne Er- 
laubnispflicht handelt. Auch diese Tankfahrzeuge sind zu- 
künftig einer periodischen Prüfung durch Sachverständige 
unterworfen. 


2. a) Wie wird die Tatsache beurteilt, daß erstmalig 114 430- 
Tonnen-Tanker (274,3 m lang, 39 m breit, größter Tiefgang 
lv5,4 m) im regelmäßigen Ostseedienst eingesetzt werden 
sollen? 

b) Sind die schwedischen und dänischen Bedenken im Hinblick 
auf einen möglichen Unfall bekannt, nachdem im Großen 
Belt als größter zugelassener Tiefgang 15 m und südlich von 
Gedser 13 m als äußerste Grenze angesehen werden? 
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c) Ist die Bundesregierung bereit, mit den Anliegerstaaten der 
ohnehin sehr verschmutzten Ostsee zu verhandeln, um durch 
einen internationalen Vertrag zu erreichen, daß insbeson- 
dere für Schiffe zum Transport gefährlicher Stoffe ent- 
sprechende Auflagen gemacht werden? 

a) Die Bundesregierung beobachtet den bevorstehenden Ein- 
satz von Tankern der angegebenen Größenordnung im 
regelmäßigen Ostseedienst wegen der Folgen eines mög- 
lichen Seeunfalls mit Sorge. Sie unterstützt alle internatio- 
nalen Bemühungen, die Gefahren von Tankerunfällen mög- 
lichst auszuschließen und Unfallfolgen so nachhaltig wie 
möglich zu bekämpfen. Die Bundesregierung arbeitet zur 
Zeit in der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrts- 
Organisation (IMCO) in London an Empfehlungen über 
Bauart und Ausrüstung von Tankschiffen mit, damit Stran- 
dungen oder Kollisionen von Tankern vermieden werden 
und der Ölausfluß im Falle solcher Unfälle gering bleibt. 
Auf Initiative der BRD befaßt sich die IMCO zur Zeit auch 
mit der Entwicklung internationaler Sicherheitsvorschriften 
für den Betrieb von Tankern, vorwiegend um Explosionen 
zu vermeiden. 

bj Der Bundesregierung sind aus den Verhandlungen in der 
IMCO die dänischen und schwedischen Bedenken im Hin- 
blick auf Tankerunfälle in flachen Küstengewässern be- 
kannt. Der Bundesregierung ist auch bekannt, daß die zu- 
ständigen Ostseeanliegerstaaten die Zufahrten zur Ostsee 
wegen des bevorstehenden Einsatzes von Großtankern seit 
geraumer Zeit neu vermessen. Es ist damit zu rechnen, daß 
die neuen Meßergebnisse alsbald in den Seekarten erschei- 
nen und den Schiffsführungen zur Verfügung stehen. 

r) Die Bundesregierung ist bereit, mit allen interessierten 
Staaten über internationale Regelungen des Massentrans- 
ports gefährlicher Stoffe über See zu verhandeln. Die IMCO 
hat bereits - unter maßgeblicher Mitwirkung deutscher 
Regierungsvertreter - Sicherheitsempfehlungen für den 
Massentransport gefährlicher Chemikalien mit Seeschiffen 
ausgearbeitet. 

Die Bundesregierung hält eine auf die Ostseeanliegerstaaten 
begrenzte Regelung auf diesem Gebiet nicht für zweck- 
mäßig, weil sie für andere am Ostseeverkehr beteiligte 
Flaggen nicht verbindlich wäre und den erstrebten Schutz 
nur unvollkommen erreichen würde. 

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu erwähnen, daß die 
Ostseeanliegerstaaten auf schwedische Initiative zur Zeit über 
ein Verwaltungsabkommen über die Zusanimenarbeit zur Ver- 
hütung der Ölverschmutzung nach Tankerunfällen verhandeln. 
Die BRD wird an diesen Verhandlungen teilnehmen. 


Leber 
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